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Die Auseinandersetzung mit Geschlechterfragen ist nicht der

einzige Bereich, indem politische, gesellschaftliche, Wirtschaft-

liehe und wissenschaftliche Interessen aufeinander prallen,

man denke etwa an Stammzellenforschung oder die Atomener-

gie. - Wer sich für eine andere Geschlechterforschung stark

macht, sollte die grossen Zusammenhänge nicht aus den Augen
verlieren: Die Forderung nach Lehrstühlen ist politisch, die

anschliessende Arbeit wäre idealerweise wissenschaftlich - mit

oder ohne Frauenförderung.

KAMPF GEGEN
WEIBLICHE BESCHNEIDUNG
TRAURIGE FORTSETZUNGS-

GESCHICHTE
Nat7> .ScÄa'fzaage» ofer /r£e»

Âeare wzeAr a/r i 30 Af/7//o»£» £or£7>»z7?o»e Afa7rÄe» a»7

Fraae» vor a//ewz i» a'er ara^irrAo» Wo//, j» Sa'o'o.ffa.i'ie» a««/ /»

A/r/Fa. Ja'Ar/zLF £o»z»ze» ra»i7 zzvei Mi//zo«e» »ea a'aza. Seir
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/ei»7/ieiie» Treibe« eaa'/rVÄ ei» Eazîfe za refze».

Beschneidungen sind keine ethnologisch interessanten Bräu-

che in exotisch-ferner Ländern. Als Einwandererinnen leben in-

zwischen viele beschnittene Frauen unter uns, in den USA oder

in Kanada, Wegschauen geht endgültig nicht mehr. Begründet

wird die Beschneidung mit Argumenten wie: bessere Heirat-

schancen, Bewahren der Jungfräulichkeit, Verhinderung von

Seitensprüngen, Fruchtbarkeit und Schutz vor Totgeburten.

UNTERSTÜTZUNG BESCHNITTENER FRAUEN

Genitale Verstümmelungen haben vielfach schwerwiegend ge-

sundheitliche Auswirkungen und führen zu Komplikationen bei

der Geburt bis zum Tod der Mutter oder des Kindes. Deshalb

werden Angehörige der Gesundheitsdienste speziell geschult,

wie mit beschnittenen Frauen umzugehen ist. Durch chirurgi-
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sehe Eingriffe lassen im nachhinein oftmals die Beschwerden

der Frau lindern.

Die Aufgabe der Gesundheitsdienste in schwierig. 1997 veröf-

fentlichten WHO und UNICEF eine gemeinsame Erklärung, wo-

nach Sanitätspersonal unter gar keinen Umständen Beschnei-

düngen durchführen dürfe. Dies kann selbst in unseren Breiten

Verantwortliche vor ein heikles Dilemma stellen; sie müssen

befürchten, dass bei Ablehnung die Beschneidung von Unqua-

lifizierten unter hygienisch problematischen Umständen durch-

geführt wird.

FAMILIENPLANUNGSSTELLEN

In der Dritten Welt kommt den Familienplanungs-Beratungs-

stellen auf nationaler und lokaler Ebene eine entscheidende

Rolle. Die weibliche Beschneidung ist Teil der überlieferten

Kultur. Sich hier einzumischen, erfordert Verständnis und Takt

sowie eine Zusammenarbeit mit den Behörden. Nur so gelingt

langfristiges Umdenken. Die Beratungsstellen müssen sich bei

den Behörden dafür einsetzen, dass die Gesetze dem interna-

tionalen Standard angepasst werden. In der Debatte über die

Gesundheit der Frauen dürfen Beschneidung und Folgekrank-

heiten nicht ausgeklammert werden. Beschnittenen Frauen ist

einerseits mit Verständnis zu begegnen, gleichzeitig sind über

gezielte Informationen künftige Beschneidungen nach Möglich-

keit zu vermeiden.

BUSHS POLITIK - VERHEERENDE FOLGEN

Unter dem Druck der religiösen Rechten in den USA und als

Dank für ihre Hilfe bei den Präsidentschaftswahlen entzog Prä-

sident Bush den Familienplanungszentren die staatliche finan-

zielle Unterstützung. Davon betroffen sind nicht nur amerikani-

sehe Einrichtungen, sondern viele Institutionen in der Dritten

Welt, die ohne amerikanische Hilfe dicht machen müssen. Dies

darf aus vielen Gründen nicht geschehen (AIDS-Vorsorge, all-

gemeine Gesundheit der Mütter und ihrer Kinder). IPPF in Lon-

don sucht nach neuen Geldquellen und liess einen Film produ-

zieren: "Held to ransom" ("Lösegeld gefordert"). Am 22. Januar

2002 hatte er in London Premiere.
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